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Beilage zu Rr . 2SS der Karlsruher Zeitung .
Freitag , LL . Dezember L8V - .

Badischer Landtag
ff Karlsruhe , 12 . Dez . 14 . öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer unter dem Vorsitz des Präsidenten
Lamey . (S , Hauptblatt Nr . 294 .)

Zur Vorlage des Gesetzentwurfes die Einführung der
Reichs -Justizgesetze betr . bemerkt Ministerialpräfident vr .Grimm : Bei jedem juslizorganisatorischen Werke sei die
Frage nach der obersten Instanz eine der grundlegendsten .Er erwähne derselben hier , da der vorliegende Entwurf unddie Motive desselben sich wenig mit ihr zu befassen hatten ,weil der Schwerpunkt der Frage nicht in dem badischen '
Einführungsgcsetz , sondern in den Reichsgesetzen selbst liege . s— Ein Volk habe nicht genug gethan , wenn es ein einheit , ^liches Recht schaffe, es bedürfe auch eines obersten Organes
zur Wahrung der Rechtseinhcit ; diese Aufgabe falle künftigdem Reichsgericht zu . Im Gebiete des Civilrechts konnte
man für die Reihe von Jahren , die noch vergehen wer¬den bis zur Einführung eines gemeinsamen Civilgesetzbuches ,an dessen Entwurf gegenwärtig gearbeitet wird , bei der außeror¬
dentlich großen Zahl von Civilrcchten in Deutschland nicht je¬des derselben zur Revision in der obersten Instanz bringen ,sondern nur die großen in Deutschland geltenden RechtS -
systeme , das gemeine Recht , das preußische Landrecht ,das französische Civilrecht . Die Frage , ob mit dem fran¬zösischen Civilrecht das badische Landrccht revisibel werde , seieiner verschiedenen Beantwortung fähig und würde , wenn
nicht Vorkehrungen getroffen werden , im einzelnen Falledurch das Reichsgericht zu entscheiden sein . Durch Aller¬
höchste Entschließung vom 26 . Juni d. I . sei deßhalb das Justiz¬
ministerium ermächtigt worden Schritte zu thun zur Herbeifüh¬rung einer kaiserlichen Verordnung gemäß Art . 6 des Reichs --
Einführungsgesetzes zur Civil -Prozeßvrdnung , des Inhaltes ,daß das bad . Landrecht revisibel sei. Die Verhandlungen seien
gegenwärtig noch in der Schwebe , allein prinzipiell bestehe
zwischen dem Reichs - Justizawte und dem Großh . Ministe¬rium keine Meinungsverschiedenheit , es sei anerkannt , daßdas bad . Landrccht im Großen und Ganzen französischesCivilrecht sei , daß die Landrechtszusätze , ebenso die Einfüh -
rungs - und spätere abändernde Gesetze diesen Charakter thei -len . Es sei also alle Aussicht vorhanden , daß das bürger¬liche Recht Badens dem obersten Gerichtshof unterstellt , daßüber dasselbe ein Senat des Reichsgerichts für französisches
Civilrecht erkennen werde . Im Hinblicke hierauf habe man
sich eine gewisse Reserve aufzuerlegcn , nicht noch allzutief
greifende Aendcrungen im bad . Landrecht vorzunehmen .

Im Allgemeinen stimme , wie auch schon von der Kammer
in der Adresse erwähnt sei , die Jnstizgesctzgebung des Rei¬
ches mit unserer gegenwärtigen Gesetzgebung in den Grund¬
zügen überein .

Das Oberhofgericht werde sich fortan in ein Oberlandes¬
gericht verwandeln .

Der Kommissionsbericht über den Gesetzentwurf di
Aufbringung des Gemeindeaufwands in den Städten rc.betr ., welcher nunmehr zur Berathung kommt , weicht von
der Regierungsvorlage namentlich durch den Vorschlag folgen¬den Zusatzes ( Absatz 2 ) zu Art . l ! ab :

„ In dem gleichen Berhältniß , in welchem die neuen Er¬
werbsteuer -Kapitalien gegenüber den früheren Gewerbsteuer -
Kapitalirn wehr gestiegen sind , als die Grund -, Häuser - und

Gefällsteuer -Kapitalien nach dem neuen Kataster gegenüberden früheren Grund -, Häuser - und Gefällsteuer -Kapitalien ,
hat eine Reduzirung der Erwerbsteuer - Kapitaiien rinzutreten . "

Zur Gcneraldiskussisn ergreift zunächst , der Abg . v . Blit -
tersdorff das Wort . Der vorliegende Gegenstand ver¬
liere dadurch nicht seine Wichtigkeit , daß das Gesetz ein pro¬
visorisches , nur für kurze Dauer bestimmtes sei. Wenn bei
dem Provisorium nicht vorsichtig zu Werke gegangen werde ,
sei zu befürchten , daß man ein Präjudiz für das Definiti -
vum schaffe. Er habe eine Reihe von allgemeinen Bedenken
gegen die Regierungsvorlage . Zunächst glaube er, daß das
Prinzip derselben , die gegenwärtigen gesetzlichen Bestimmun¬
gen aufrecht zu erhalten , nicht gewahrt sei ; er sehe keinen
Grund ab , weßhalb die Klassensteuer -Pslichtigen billiger ge¬
halten werden sollen , als die. Gewerbtreibenden ; auch sei in
Bezug auf die Besteuerung der Pfarrdienste in der Regie¬
rungsvorlage etwas ganz Neues beantragt ; er habe in letz¬
terer Beziehung in der Kommission einen Abänderungsvor¬
schlag dahin gemacht , daß es beim Alten bleiben solle , und
die Kommission habe denselben angenommen . — In zweiterLinie sei die Voraussetzung der Regierungsvorlage , daß das
Berhältniß , in welchem die neugebildeten Steueranschläge fürdie Grund - , Häuser - und Erwerbsteuer zu einander stehen ,von dem zwischen den früheren Grund -, Häuser - und He -
werbesteuer -Kapitalien bestehenden im Ganzen nicht in beson¬ders erheblicher Weise sbweiche , thatsächlich nicht vorhanden .
Die Quote bleibe nicht dieselbe , welche früher von den Ge¬
werbetreibenden im Verhältnisse zu den Grund - und Häuser¬
steuer - Pflichtigen gezahlt wurde . Die Grund - und Häuser -
steuer -Kapitalien haben sich um ca . 50 Proz . , die früheren
Gewerbesteuer -Kapitalien im Ganzen um etwa 85 Proz ., in
einzelnen Bezirken um 2 - bis 300 Proz . erhöht . Man
könnte nun einwenden , das Erwerbsteuer - Gesetz sei gerade
dazu gemacht , um die Gewerbe stärker beizuziehen ; allein
dies sei nicht richtig , cs sei durch dasselbe eine gerechtere
Verthcilung innerhalb der Quote , nicht aber eine Erhöhung
derselben bezweckt. Redner bespricht an dieser Stelle die. Voll -
zugseerordnung zum Erwerbsteuer - Gffetz , die vielfach Ver¬
wirrung geschaffen habe .

Die Regierungsvorlage betrachte ferner die Gemeindesteuer
ausschließlich als Zuschlag zur Staatssteuer , der Staats¬
steuer -Kataster könne jedoch nicht ausnahmslos für die Ge¬
meindesteuer gelten . Der Staad herrsche, die Gemeinde wirth -
schafte , d . h . der Staat verfolge seine Zwecke und erhebe die
Steuern nach der Leistungsfähigkeit , die Gemeinde müsse ihreSteuern nach dem Verhältnisse erheben , in welchem Aufwand
veranlaßt werde . Wenn die Regierungsvorlage unverändert
bleibe , so würden aber im einzelnen Falle die Gewerbtreiben¬
den b^ , ja ^ und noch mehr an dem Gemeindeaufwand zu
tragen haben . Man habe deßhalb das Interesse der geschä¬
digten Industrien zu wahren , es solle auf die Grund - und
Häusersteuer nichts übergewälzt , aber der bisherige gerechte
Maßstab festgehalten werden . — Schließlich sei es nicht gut ,wenn man in jetziger Zeit , wo Handel und Gewerbe in nie
dagewesener Weise darniederliegcn , die übrigens noch nicht
feststehenden Erwerbsteuer - Kaiaster der Gemeindebesteuerung
zu Grunde lege. In vielen Gegenden seien die Fabriken
Wohlthaten für die Gemeinden , wenn man sie durch zu hohe
Besteuerungen belästige , schade men auch den letzteren . Man
dürfe auch deßhalb nicht so schroff zu Werke gehen . Land -
wirthschaft und Industrie sollen gleiche Berücksichtigung fin¬

den , nicht die letztere das Stiefkind sein. Er sei deßhalb fürden Kommissionsantrag .
Abg . Schneider : Das Land sei einigermaßen überraschtgewesen durch den Entwurf , weil man ein definitives Gesetzerwartet habe , welches der veralteten , drückenden und unge¬rechten Steuervertheilung endlich ein Ziel setze. Die Be -

! dürfpisse der Gemeinden seien in Sen letzten Jahren so sehr
! gewachsen , daß diese sich bei den gegenwärtigen Bestimmungen! beengt fühlen ; der Staat entlaste sich immer mehr auf Kosten
! der Gemeinden , wie z. B . auf dem letzten Landtage nochmit der Fluß - und Dammbau - Steuer der Fall gewesen sei.Die Hoffnungen , die man darum auf eine neue gesetzlicheOrdnung hatte , seien durch ein abermaliges Provisoriumbitter getäuscht . Statt einer definitiven Ordnung , welchedie Reibungen zwischen den verschiedenen Steuerklassen ab¬

stelle , sei ein schwerfälliger , schwer verständlicher und kompli -
zirter Entwurf eines provisorischen Gesetzes gekommen . Auchsei derselbe gar nicht lediglich ein Provisorium , Definitives
bestimme er , insofern er die Erwerbsteuer -Kapitalien beiziehe .! Die Umgestaltung, , die man bezüglich der Klassen - und

; Kapital - Rentensteuer -Pflichtigen erwartet habe, welche bisher'
anerkanntermaßen in zu geringem Grade beigezogen waren
( was Redner noch an dem Beispiele Mannheims erörtert ) ,sei nicht eingetreten .

Der Entwurf hebe überall seinen provisorischen Charakter! hervor und wolle deßhalb Alles beim Alten lassen , eine
Ausnahme mache er nur in Betreff der Erwerbsteuer , wo «

I mit die Regierung ihren eigenen Motiven widerspreche .Durch das Erwerbsteuer - Gesetz seien die Gewerbetreibenden
hart genug betroffen , man dürfe nicht auch noch die Quote ,die dieselben in der Gemeinde zu tragen haben , verschieben ,eine Erschwerung für die Erwerbsteuer -Pflichtigen zu Gun¬
sten der Lsndwirthschast « Mieten lassen , vielmehr solle eine
verhältnißmäßige Berechnung stattfinden . Ein Gesetz zuschaffen , welches die Erwerbsteuer -Kapitalien , die nicht ledig¬lich auf wirklichem Besitze beruhen , sondern sich aus sundir -tem und unfundirtem Vermögen zusammensetzen , besondershart treffe , sei, gelinde gesagt , in gegenwärtiger Zeit ein^ großer Fehler . Redner geht auf das Verfahren der Scha -

! tzungsräthe bei Aufnahme der Erwcrbsteuer -Kapitalien einund erklärt , daß dasselbe schwer empfunden worden sei . So¬dann wirft derselbe die Frage auf , ob es sich nicht empfehle ,der Gemeinde eine gewisse Autonomie in Steuersachen zu¬zuweisen . Die Verhältnisse der Gemeinden seien so sehrverschieden , daß eine Schablone nicht gut verwendbar sei. —
^ Man habe darauf hingewiesen , daß der Gewerbetreibende ,der sich zu hoch eingeschätzt scheine, sich beschweren könne ,allein der Kaufmann und Industrielle könne nicht , wenn essich alsdann um den Beweis handle , sein Geschäft durchAuslegung seiner Bücher und Mittheilung der Art seinesBetriebes gefährden . — Die Regierungsvorlage fordere einen

Steuerkrieg heraus , gegen den sich zu verwahren die Ge -
^ meinden allen Grund haben . Redner schließt mit dem

Wunsch , daß , bevor der Entwurf eines definitiven Gesetzesüber Gemcindebcstcuerung eingebracht werde , den Gemeinden
Gelegenheit gegeben werde , sich über die Grundzüge der be¬
absichtigten Gesetzgebung gutachtlich zu äußern .

Abg . Seesels : Er habe in der Kommission für die
Regierungsvorlage gestimmt , die Ausfühmngen der beidenVorredner haben ihn nicht bekehrt. Bei jedem neuen Steuer¬
gesetz beschweren sich die Betroffenen . Redner könne darin ,* Lin seltsames Leben .

Br « Miß M . L. Braddon .
(Fortsetzung aus Nr . 294 . »

Jene Veränderung an Madge Penwyn — die ja , obwohl kaum zu
beschreiben , seinem Auge nicht entgangen war — hatte ihn nicht
wenig in Erstaunen gesetzt . War eS wohl denkbar , daß bei diesen
Gatten , welche noch vor kurzer Zeit so große Liebe und Hingebung
für einander empfunden , sich eine Verändern - der Gefühle zngetragen
hatte ? Daß Ein » von Beiden auf dem sonnenhellen Pfad « der Lieb«
» ach rückwärts geblickt und bemerkt hatte , daß die Rosenblüth « in de»
Lebens Garten hinwelkle ? Nein , nicht einen Augenblick glaubte Ma » .
rice an ein Abnehmea von Madge 'S Liebe zu ihrem Gatten , oder von
Lhnrchille 'S Zärtlichkeit für sie. Er hatte den Blick mitten unter
Menschen ausgefangen , von dem der Dichter spricht — jenen Blick
unendlichen Vertrauens und Mitgefühls , den mitunter , in vielbeschäf¬
tigter Zeit , mitten im Freundeskreise , zwei Gatt »« miteinander wech¬
seln , ein plötzlicher Austausch von Gedanken und Gefühlen , die »er
Menge entgehen. Und bei Madge hatte er einen wunderbar patheti¬
schen Ausdruck hingebender Liebe belauscht, Liebe mit Mitleid vermischt— einen Blick tiesster Melancholie . Die » blieb seinem Gedächtnisse
eingeprägt und beeinflußte seine Gedanken über Churchill Penwyn und
seine Gattin . Hier gab e» einen Knoten , eine Dissonanz in der
Harmonie ihres Zusammenlebens ; und doch war e» für den Menschen¬
forscher schwer zu sagen, welcher Art diese Disharmonie war . Kein
Leben konnte äußerlich vollkommener erscheinen. Churchill '» Stellung
war von allen Stellungen die beneidenSwertheste . Reichthom war
genug vorhanden , uw allen Freuden des Leben» Genüge zu leisten ;
seine Besitzung war groß genug , um ihm in der Umgegend eine wich¬
tige Stellung zu verleihen , ohne ihm die schwere Verantwortung tine -
groben Grundbesitzer» aufzubürden , besten Ehrgeiz durch parlamen¬
tarischen Erfolg Befriedigung gesunden ; dir lieblichste der Frauen , die
sich ein Mann nur als Zierde seines Hause » wünsche » kann , nannte
er sein. Und dennoch lagen Wolken ans dem Antlitz der Gatten , die
eine heimliche Sorge andmteten . In diesem Hause , wo Alle » zufinden war , fehlte auch fie nicht. „Kann nur ein Grund für Ju¬
stin» '- Verdacht vorhanden sein ? " fragte sich Maurice . » Und ist An
gute» Gewissen da», was Churchill Penwyn » Glück mangelt ? "

4 . Kapitel.
Im ganzen Königreich fühle ich mich nicht sicher .
ES war an einem trüben Herbstnachmittage , als Maurice seinen

letzten Besuch auf dem Herrenhause abstattete. Der herrsche Sommer ,der in seiner vollen Wärme und Schönheit den ganzen Augnst hin¬
durch gedauert und sogar bis in den September sich erstreckt hatte ,war ans einmal verschwunden und einem rauhen , frühzeitigen Herbst
gewichen . Stürmische Winde bei Nacht, und trüber , grauer Himmelbei Tage , waren in letzter Zeit vorherrschend gewesen ; traurige Be¬
richte von Echistbrüchen und UnglückSfällen aus dem Meere füllten
ganze Spalten in den Zeitungen — zur großen Erleichterung der
Herausgeber , welche nothgedrungen ihre Zuflucht zn „ Riesen -Jo -
hannisbeercn " nehmen oder die große Seeschlange hätten auferstehen
losten wüsten , wären diese traurigen Katastrophen nicht erfolgt .

Selbst da- Herrenhaus sah unter diesem bleiernen Himmel düsteraus . Pyramiden von scharlachrothen Geranien , kleine Wäldchen von
bnntfarbigea Georginen verliehen dem Bilde einen höheren Reiz durchdie Pracht ihrer Farben , aber der Mangel an Sonnenschein machteAlle - trübe. Die vergoldete Windsahn « zeigte hartnäckig nach Nordost .Gärtner und Gehilfen arbeiteten gleich nutzlos daran , die Wege « ad
Rasenplätze von tobten Blättern rein zu erhalten ; herab kamen fiebei jedem Windstoß wie ein prasselnder Regen , rechte Symbole de»
Verfall » und de» Todes . Maurice Eliffold , empfindsam für äußere
Eindrücke, wie es Dichter immer find, fühlte sich durch da» veränderte
Aussehen der ganzen Landschaft niedergedrückt.

Im Innern aber herrschte nngetheilte » Vergnügen und Heiterkeit .Die gewöhnliche Familiengruppe fand er in der Halle , wo ein mäch¬
tige » Holzfeuer in dem alterthümlichen Herde praffelte , mit den mas¬
siven Eisenverzierungen and den beiden polirten erzenen Globen auf
eisernen Postamenten , goldene Kugeln , die die rothe Goth de» Feuer »
widerspiegelten . Die Billardspieler waren in voller Thätigkeit : «in «
Anzahl junger Damen , die fleißig Pool spielten , unter der LeitungdeS Herrn Treffilian , de » Friedensrichter » , der immer in weiblichen
Zirkeln , wo nicht viel von dem Geiste eine» Mannetz gefordert würde -
großen Effekt machte. Lady Cheshnut saj in ihrem LieblingSseffel am
Feuer — sie schützte ihren Leint durch einen großen , gestickten Haud -
fächer — ties versunken in den selbigen französischen Roman , dessen

Scheußlichkeiten von den ZeitmizSkritiken verurtheilt worden waren .Viola Bellingham arbeitete Point lace an einem kleinen Tisch in der
Nähe de» mittelsten Fensters und hörte ziemlich zerstreut Sir Lew!»Dallas '

Unterhaltung zu . Weder Mahge noch deren Gatte waren an -
wesend .

Lady Cheshnut schloß ihr Buch mit einem leisen Seufzer , behieltaber einen Finger zwischen den Seiten . Herr Cliffold war für fie
nicht so interessant , als der neueste und schlimmste der französischen
Romanschriftsteller ; dennoch fühlte fie sich bewogen , höflich gegen ihn
zn sein .

» Wie geht eS Fra « Penwyn ?" sragte er , als er die varnehmeDam « begrüßt und sich pflichtschuldigst nach deren Gesundheit erknn -
digt hatte .

»Da » arme Kind ist nicht ganz wohl, " erwiderte Mylady . „ Ber -
muthlich der Ostwind . Ich glaube , wir find nicht sür «ine Welt ge -
schaffen, wo der Wind fortwährend au» Osten blSSt. An einem Lagewie dem hentigen wünsche ich mich immer nach den Tropen , nach dem
Innern Afrika '», irgend wohin , wo ma» die Sonne fühlt . Den
grauen Himmel und diese fallenden Blätter zu sehen , ist genug , » m
Eiyen tiefsinnig werden zu lassen. ES ist beinah^ so schrecklich , wie
Jonny 'S . Nachtgedanken " zu lesen, oder in einem Laudhausc bei „ from¬men " Leuten zu sein , die daraus bestehen, an einem trüben , regneri¬
schen Sonntag -Nachmittag Blair » Predigten vorznlesen ."

» Ich hoffe , e» ist nicht» Ernste»"
, sagte Maurice in Bezug auf Fra »

Penwyn 'S Unwshlsein .
»Ach, lieber Gott , nein , nicht im Geringsten , Sie ist nur etwa »

trübe gestimmt und hat den ganze« Morgen mit dem Baby auf ihre»
Zimmer verbracht. Gewiß kommt sie bald hernnter . Ich verwuthe ,fie hat sich in der letzten Saison zn sehr angestrengt, zn viele Diner »
sür alle die Menschen gegeben , die sich Herr Penwyn geneigt machenwollte ; auch ist sie ja überall hingegaugen , wo er ihr Erscheine »
wünschte . Sie würde eine bewundernswürdige Frau für einen Mi¬
nister sein , wie ich ihr immer sage, so hingehend, so selbstverläuguend ,und wenn r» s» fortgeht , wird vermuthlich Herr Penwyn früher »der
später Minister sein . Lin wunderbarer Manu — so ernst und ge¬
halten — ein Mann , der gewiß in seinem Lehm noch nie eine Mi¬
nute vergeudet hat ."

(Fortsetzung folgt .)



daß die Klassen - und Kapitalrenten - Steuerpflichtigen nicht

stärker zu den Gemeindesteuern beigezogen werden , keine Un¬

gerechtigkeit finden . Der vorgelegte Entwurf bezeichne sich

als provisorisches Gesetz und laste nur die Erwerbsteuer -Kataster
an Stelle der nicht mehr brauchbaren Gewcrbcfteuer - Kataster
treten . Es möge nun allerdings vorgekommen sein , daß

einzelne Gewerbtreibende , Fabrikanten rc. zu hoch eingeschätzt
worden seien , allein dieselben könnten sich ja beschweren .

Von dem Augenblicke an , wo man die vorgeschlagenen Aen -

derungen der Regierungsvorlage annchme , räume man ein ,

daß das Erwerbsteuer - Gesetz Ungerechtigkeiten enthalte , und

dies könne nicht im Sinne des Hauses liegen . Wenn ein

definitives Gesetz zur Berathung komme , könne man sich

schlüssig machen , die Klassen - und Kapitalrenten - Stcuerpflich -.

tigen höher beizuziehen , wenn auch nicht voll , was er für

ungerecht und unzweckmäßig halten würde .

Abg . Dichter schließt sich im Wesentlichen den Ausfüh¬

rungen des Abg . Schneider an . Er spreche für den Kommis -

fionsantrag deßhalb , weil der Status 4110 autö durch den*

selben erhalten werde . Man dürfe die Industrie nicht zu

sehr belasten ; im Verhältniß zu den Grund - und Häusersteuer -

Kapitalien seien die Erwerbsteuer -Kapitalien in der ungünstigen

Lage , daß bei ihnen die Kataster von Jahr zu Jahr steigen ,

während jenen eiserne Kataster zu Grunde liegen . In un¬

günstigen Zeiten gehen Häuser und Grundstücke nur im

Werthe zurück , die Gewerbtreibenden erleiden positiven Ver¬

lust . Was in Pforzheim zur Zeit verloren gehe , sei gar

nicht zu sagen , und dabei habe daselbst keine Ueberproduktion

stattgefunden , da in der Zeit der hochgehenden Geschäfte der

Absatz ein entsprechender gewesen sei. Redner legt an einer

Reihe von Beispielen dar , in welchem Verhältniß die Ge¬

werbetreibenden höher besteuert seien als die Kapitalrenten -

und Klaffensteuer -Pflichtigen . Bezüglich der Klassensteuer -

Pflichtigen verlange er nicht den vollen Beizug , weil das Ein¬

kommen der Beamten rc. durchsichtigster Art sei und die¬

selben meist nur vorübergehend ihren Aufenthalt in der Ge¬

meinde haben , aber proportionale Inanspruchnahme . Bei

der Kapitalrenten - Steuer liege in dem festen Maximalsatz von

ünf Pfennigen eine himmelschreiende Ungerechtigkeit . Die

Steuerfragen berühren die sociale Frage , man solle dies nicht

ignoriren , der Zug der Zeit gehe auf Entlastung der unteren

Klassen . Was die Instruktion zu dem Vollzüge des Er -

werbsteuer - Gcsetzes betreffe , so habe die Art und Weise , wie

nach derselben verfahren worden sei , vielfach Unwillen er¬

regt , die Steuerkommissäre haben starr nach Formeln gehan¬
delt statt der Fassion des Einzelnen vertrauensvoll gegen -

überzutrcten . Redner führt dies weiter aus .

Präsident La m ey macht denselben auf den inzwischen ein -

gelowmcnen , von uns schon gestern mitgetheilten Antrag
Schneider und Genossen (welcher übrigens noch nicht , wie

irrthümlich berichtet , an die betreffende Kommission überwiesen

ist) aufmerksam .
Abg . Bichler äußert hierauf zum Schluffe seiner Rede

den Wunsch , daß recht bald das definitive Gesetz vorgelegt
werde .

Abg . v . Feder hat zunächst ein legislatorisches Bedenken

gegen den Gesetzentwurf . Man habe im Interesse einer

x - Vereinfachung der Steuergesetzgebung das Erwerbsteuer - Gesetz

beschlossen. Nun werde plötzlich die alte , in Abgang dekre-

tirte Klassensteuer wieder hervorgeholt ; nachdem dieselbe einmal

vom Staate verbannt sei, solle man sie auch nicht in einem ein¬

zelnen Theilc des öffentlichen Lebens , in der Gemeinde , an -

wenden , wenn gleich das Gesetz nur ein provisotischrs sei ;

man verbinde sich auch nicht provisorisch mit einem Leichnam .

Man hätte glattweg die Erwerbsteuer -Kataster einführen sol¬
len , ohne Unterschied bezüglich der bisherigen Klafsensteuer -

Kapitalien . Auch vom Rechtsstandpunkt könne er das Gesetz

nicht billigen . Es sei ein Anderes , einen alten Zustand

fortdauern zu lassen , weil man ihn nicht ändern könne , ein

Anderes , ihn gesetzlich zu sanktioniren . Hätten sich Härten

ergeben , so hätte man Abhilfe treffen können ; man sei hier
im Lande noch lange nicht so hoch besteuert , wie anderwärts ,
die Beträge , um die es sich hier handle , seien kein Grund ,

Aenderuug zu treffen . Auch aus kommunalen Gründen er¬

klärt sich Redner gegen den Gesetzentwurf . Endlich zerreiße

derselbe förmlich die Klasse 1 8 des Erwerbsteuer -Gesetzcs in

einer Weise , die man , wenn man Gerechtigkeitsgefühl habe ,
nicht billigen könne .

Abg . Junghanns : Auch ihm gefalle das Gesetz nicht ,
soweit die Klassensteuer ausgeschieden sei , und er würde einem

gegen diese gesonderte Behandlung gestellten Anträge beistim -

men . Im Uebrigen wundere er sich , daß gerade gegen den

Theil der Vorlage , der allerdings eine neue Bestimmung

enthalte , den Bcizug der Erwerbsteuer - Kapitalien , Einwen¬

dungen erhoben worden seien . Ihm scheine gerade dies ge¬

rechtfertigt . Die ungünstige Zeitlage sei bei der Erwerb¬

steuer - Katastrirung gewiß schon genügend berücksichtigt , die

Regierung wolle ja auch nichts für sich , nur eine gerechte

Vertheilung innerhalb der Gemeinden und müsse dabei dem

harten Egoismus der einzelnen Bcvölkerungsklassen entgegen -

treteu . Er sei für die Regierungsvorlage .

Ministerialpräsident Stösser : Er sehe aus dem bis¬

herigen Gange der Diskussion , daß eine eigentliche Empfin¬
dung des Wohlbehagens durch die Gesetzesvorlage nicht her -

vorgerusen sei . Es rühre dies wohl zum großen Theile

daher , daß an und für sich Steuerfragen , selbst wenn sie in

den opulentesten Zeiten auf die Tagesordnung kommen , nie¬

mals geeignet seim , besonderen Beifall hervorzurufen , am

allerwenigsten aber in einer Zeit des wirthschaftlichen Miß¬

behagens . Vermeiden könne man ja auch in dieser die für
den nothwendigm Gcmeindeaufwand erforderlichen Umlagen
nicht , dagegen trete an die Gemeindebehörden die Aufforde¬

rung heran , sich in den Ausgaben zu beschränken , unnöthige

zu vermeiden .
Was die in der hmtigen Diskussion zu Tage getretmen

prinzipiellen Fragen betreffe , so werde das HauS ihm ge¬

statten , sich auf eine Erörterung derselben hier nicht einzu -

laffen , dieselbe vielmehr für die Berathung der Entwürfe der

einschlägigen definitiven Gesetze , deren drei nothwendig sein
werden , eines die Städte der Städteordnung , ein weiteres
die übrigen Gemeinden , ein drittes die Kreise betreffend , oor -

zubehalten . Heute würde die Besprechung der Frage doch
nicht von abschließender Bedeutung sein können und es liege

deßhalb im Interesse der Zeitersparniß , sie zu vermeiden .

Zur Erörterung der einzelnen zur Sprache gekommenen
Detailfragen werde sich in der Spezialdebatte Gelegenheit
bieten . Es sollen deßhalb von ihm in der Generaldebatte
nur zwei Punkte berührt werden , nämlich die Veranlagung
der Erwerbsteuer - Kapitalien und die Nothwendigkeit der Er¬

lassung des gegenwärtigen Gesetzes .

In der erstcren Beziehung wolle er darauf aufmerksam
machen , daß zur Richtigstellung unrichtiger Veranlagungen
dar Gesetz selbst die erforderlichen Rrmeduren biete ; zu die¬

sen gehöre die dem Steuerpflichtigen vorgeschriebene Fassion .
Das Haus und Redner selbst habe sich seiner Zeit für das

Prinzip der Fassion ausgesprochen , gerade weil man wußte ,
daß die Finanzbehörde zur Erreichung einer gewissen Gleich¬
mäßigkeit der Einschätzung die Einschätzungsorgane mit In¬
struktionen und Tarifen ausstatten werde und man deßhalb
durch die Fassion dem Steuerpflichtigen das Mittel an die

Hand geben wollte , die Einschätzung zu kontroliren und et¬

waigen durch schablvnenmäßige Einschätzungen entstandenen

Jrrthümern entgegenzutreten . Wenn man die Fassion nicht
wolle , stehe man bei jeder Personalsteuer der Alternative ge¬
genüber , entweder der Steuerbehörde das unbeschränkte Recht
einzuräumen , einzuschätzcn , wie sie es für gut finde , oder
dem Steuerpflichtigen das von dem Abg . Schneider perhor -

reszirte Mittel zu geben , nachzuweisen , daß sein Steuerobjekt
weniger werth sei. In elfterem Falle stehe der Steuerpflich¬
tige einer zu hohen Einschätzung waffenlos gegenüber , in

letzterem werde er durch vollständige Klarlegung seiner Ge¬

schäfts - und Vermögenslage beweisen müssen , daß er zu hoch
eingeschätzt sei. Aus diesem Grunde sei bei jeder Personal¬
steuer Fassion das einzige Mittel , das sofortige Eindringen
in die persönlichen Verhältnisse oder die Willkür der Schä¬

tzungsbehörden zu verhindern und eine gewisse Richtigkeit in
die Veranlagungen zu bringen . Wenn man dies , von un - ,
serer Gesetzgebung hier wie schon bei der Kapitalrenten - Steuer

befolgte System der Fassion nicht wolle , so gebe man damit

einen Grundsatz auf , ohne welchen jede richtige , vor Willkür

geschützte Durchführung einer Personalsteuer , vor Allem der

Einkommensteuer , gar nicht denkbar sei. Zur Beruhigung
und Aufklärung wolle Redner noch darauf Hinweisen , daß

sich bei allen Steuern , insbesondere bei den Personalsteuern ,
die ein täglich wechselndes Steuerobjekt zur Grundlage haben ,
bei der ersten Anlage immer große Mängel vorfinden , die

auf der Unzulänglichkeit der menschlichen Erkenntniß über¬

haupt und auf mangelnder Erfahrung beruhen . Mit der

Zeit werde das Verfahren sicherer , die anfänglichen Unvoll¬

kommenheiten gleichen sich mehr und mehr aus und die

Steuerveranlagung werde immer mehr den wirklichen Ertrags -

Verhältnissen sich nähern . Dies möge auch eine der Ursachen
sein , weßhalb man geneigt sei , alte Steuern den neuen vor¬

zuziehen .
Was den Grund der Vorlage des gegenwärtigen Gesetzes

betreffe , so ergebe sich aus den Regierungsmotiven sehr ein¬

fach die Nothwendigkeit , bis zum 31 . d . M . für die außer

Kraft tretenden gesetzlichen Bestimmungen einen Ersatz zu
schaffen . Ein definitives Gesetz hätte die Großh . Regierung
nicht vorlegen können , ohne sich einer ungewissenhaften

Handlung schuldig zu machen . Die Art , Gesetze zu machen

ohne genügende Grundlagen , liebe Redner überhaupt nicht ;
die Gesetzgebung habe auf dem Boden klar erkannter Thal «

fachen vorzugehen , da man sonst nicht wisse , wie tief man

einschneide ; am wenigsten aber sei es zulässig , auf dem Bo¬

den der Steuern und Umlagen , namentlich in dem Gebiete
der Gemeindesteuer , wo eine solche Fülle und solche Reiz¬
barkeit der Interessen vorliege , einen Griff in ' s Dunkle

hinein zu thun , immer mit der Voraussicht , daß dieser Griff
einen Fehler bedeuten könne , der die größte Unzufriedenheit
erregen werde . Die Regierung befand sich also auf der
einen Seite einem unhaltbaren Zustande gegenüber , auf der
andern Seite einem Material , das zur Aufstellung eines

definitiven Entwurfes nicht hinreichend schien ; es blieb
darum nichts übrig , als den bisherigen Zustand zu er¬

halten , insoweit er haltbar war . Von prinzipiellen Aen -

derungen finde man in dem Entwürfe nichts ; es sei
bisher Prinzip gewesen , daß die Grund - und Häuser¬
steuer - und die Gewerbesteuer - Kapitalien in gleicher Weise
zu den Gcmcindeumlagen beitrügen ; ebenso daß die Klassen -

steuer - Kapitalien nur in einem gewissen Betrage Bei¬

träge zu leisten haben . Dies solle jetzt so viel als möglich
gewahrt werden , und gerade in letzterer Beziehung liegen die

prinzipiellen Fragen viel tiefer , als sie bisher zum Vorschein
kamen . Unter den Gründen , auf welchen diese Verschieden¬
heit der Behandlung beruhe , seien auch auf das Verhältniß
des «Staats und der Gemeinden bezügliche , die der sorgfäl¬
tigsten Erörterung bedürften , um nicht das Staatsbudget zu
nahe zu berühren . Auch bei der Kapitalrenten -Steuer sei
das bisherige Prinzip des Beizugs zur Gemeindesteuer bei¬

behalten worden . Prinzipielle Entscheidungen seien bei der

Vorlage mit Sorgfalt vermieden worden und er ersuche das

Haus , in der gleichen Richtung vorzugehen .

Abg . Krausmann erklärt .- trotz der soeben vernomme¬
nen Ausführungen des Präsidenten des Ministeriums des

Innern könne er nicht für den Regierungsentwurf stimmen .
Durch das Erwerbsteuer - Gesetz sei das Verhältniß zwischen
den Gewerbesteuer -Kapitalien einerseits und den Grund - und

Häusersteuer -Kapitalien andererseits sehr erheblich geändert , so
daß eine Erhöhung aus Seiten der Erwerbsteuer eintrete .
Die Folgen lasten sich zwar noch nicht vollständig übersehen ,
da eine definitive Feststellung des Gesammtresultats noch
nicht möglich gewesen ; aber jedenfalls würden durch eine

uneingeschränkte Anwendung des Erwerbsteuer - Katasters auf
die Gemeindeumlagen die betreffenden Steuerpflichtigen be¬
deutend höher belastet , während das Grundprinzip bei Vor¬

lage des Erwerbsteuer - Gesetzes nicht eine Steuererhöhung ,
sondern eine Ausgleichung gewesen sei. Falls der Kommis ,

sionsantrag nicht zur Annahme komme , werde er gegen das

Gesetz stimmen .
Abg . Roder spricht sich für die Regierungsvorlage aus .

Er wisse nicht , ob der beantragte Zusatz zu Art . 2 ge¬
nügenden Schutz gegen eine zu hohe Inanspruchnahme der

Erwerbsteuer - Kapitalien bieten würde ; er wünsche , daß durch
geeignete Vollzugsverordnungen hiegegen Vorkehrungen ge¬
troffen werden .

Für den Kommissionsantrag ergreift der Abg . Fauler
das Wort . Er wolle lieber die bisherigen Mißstände bei¬

behalten , als neue geschaffen sehen, was dadurch geschehen
würde , daß man mit der Regierungsvorlage Grundsätze an -

nehme , deren Tragweite man nicht kenne.
Nach Ablehnung des Antrags Bürklin auf Schluß der

allgemeinen Debatte äußert sich der Abg . Paravicini :

Dm Satz , daß die Grundsteuer nicht genügend beigezogen
sei, müsse er bestreiten ; alle Steuerkapitalien gemeinsam ,
nicht nur die Erwerbsteuer - Kapitalien , seien höher geworden .
Seinen Standpunkt , daß durch das provisorische Gesetz keine

Aenderung getroffen werden solle, finde er bei der Vorlage
der Regierung , durch welche die richtige Einsicht für die

künftige , definitive Regelung gefördert werde , und er werde

deßhalb für dieselbe stimmen .
Abg . Husfschmid erklärt sich gegen die von verschie¬

denen Vorrednern angeregte höhere Beiziehung der Klassen -

steuer - Pflichtigen .
Einige Bemerkungen in Bezug auf die zur Sprache ge¬

kommenen Steuerfragen macht sodann der Abg . Köpfer .
Beide sprechen sich für den Kommissionsantrag aus .
Abg . Neumann gehört zu denjenigen Mitgliedern der

Kommission , welche dem Abänderungsantrag zu Art . 3 nicht

beigestimmt haben , sondern dem Regierungsentwurf mit re¬
daktionellen Aenderungen . Es seien nun heute zwei Kate¬

gorien von Gegnern der Vorlage aufgetreten . Den Einen

gehe dasselbe nicht weit genug ; für eine definitive Gestaltung
könne nun allerdings das gegenwärtige Verhältniß nicht
bleiben , um eine solche handle es sich aber auch nicht und

deßhalb sei der richtige Augenblick für einen höheren Beizug
der Klaffensteuer - Pflichtigen rc. noch nicht gekommen . Die

Anderen seien gegen das Gesetz , weil es ihnen zu weit geht ,
und zwar wegen der Höhe der Veranlagung der Erwerb¬

steuer -Kapitalien gegen früher ; allein die Absicht bei Er¬

lassung des Erwerbsteuer - Gesetzes sei gewesen , gegen früher
eine gerechte , gleichheitliche Regelung hcrbeizuführen , nicht nur

innerhalb der Gewerbe -, sondern auch im Verhältniß zu an¬
dern Steuern . Wenn man jetzt verlange , daß im Verhält¬
niß des Steigens gegen früher eine Entlastung stattftnde , so
widerspreche dies dem Prinzips . Aus einer zu hohen Ver¬

anschlagung im einzelnen Falle folge noch nichts gegen das¬
selbe. Die Steigung könne sehr wohl ihren Grund auch
darin haben , daß die Gewerbesteuer -Kapitalien früher zu
nieder angeschlagen waren . Diese Erwägungen führen Red¬
ner zu der Ansicht , daß unter gegenwärtigen Verhältnissen
die Regierung das Richtige getroffen habe , er empfehle deß¬
halb als das Einfachste und Sachdienlichste die Annahme
des Entwurfs .

Da der Abg . Friderich , welcher sich noch zum Wort

gemeldet hat , auf dasselbe verzichtet , wird hier die General¬

diskussion geschlossen.
Berichterstatter Abg . Frech faßt das Ergebniß der Ver¬

handlungen zusammen und beleuchtet dasselbe , sowie den

Standpunkt der Kommission . Die Nothwendigkeit des vor¬

liegenden provisorischen Gesetzes sei allgemein anerkannt wor¬
den , ebenso sei die Kommission mit dem Grundsatz einver¬

standen gewesen , daß das gegenwärtige System bis zu dem

Augenblicke festgehalten werden solle , wo die definitive Rege¬

lung erfolge . Die Kommission habe hierbei erwogen , daß
die nothwendige Ersetzung der Gewerbe - durch die viel höhe¬
rer . Ecwerbesteuer -Kapitalien eine wesentliche Erhöhung für
die betreffenden Steuerpflichtigen herbeiführe , und dies hat
den Antrag der Majorität der Kommission veranlaßt ,
es solle eine Reduktion in dem Verhältnisse herbei¬

geführt werden , in welchem eine Steigung stattgesunden
hat . Acht Mitglieder der Kommission haben sich hiesür ,
sechs dagegen ausgesprochen .

Hier wird die Sitzung abgebrochen .

Der dem Landtag vorgelegte Entwurf eines Gesetzes
über die Handelskammern hat folgenden Inhalt :

Aufgabe der Handelskammern .

Art . 1 . Die Handelskammern als Organe des Jndustrie -

und Handelsstandes haben die Aufgabe , die Gesammtinteres -

sen der Industrie und des Handels ihres Bezirkes wahr¬

zunehmen .
* Errichtung .

Art . 2 . Nach Erhebung der in den betheiligten Kreisen

bestehenden Wünsche erfolgt die Errichtung einer Handels¬
kammer , die Feststellung des Bezirks und Sitzes sowie der

Zahl der Mitglieder einer Handelskammer durch Beschluß
deS Handelsministeriums .

Besetzung .
Art . 3 . Die Mitglieder der Handelskammer werden von

den stimmberechtigten Handeltreibenden und Industriellen des

Kammerbezirks gewählt .
Das Amt der Kammermitglieder ist ein Ehrenamt , doch

erhalten dieselben für Auslagen bei Dienstreisen eine ange¬
messene Entschädigung .

Wahlberechtigung und Wählbarkeit .

Art . 4 . Zar Theilnahme an der Wahl der Mitglieder ist
berechtigt , wer als Inhaber einer Firma in einem innerhalb
des Bezirks der Handelskammer geführten Handels - oder

Genofsenschaftsregister eingetragen und nicht gemäß des Schluß¬

satzes des Art . 9 des Erwerbsteuer - Gesetzes vom 25 . August
1876 vom Beizug zur Erwerbsteuer befreit ist . Zum Ver -



zicht auf das Wahlrecht sind befugt Diejenigen , deren Er¬
werbsteuer - Kapital den Betrag von 4000 Mark nicht über¬
schreitet , deßgleichen auch Genossenschaften , deren jährlicher
Umschlag den Betrag von 80,000 Mark nicht überschreitet .

Art . 5 . Die Wahlstimmc eines von einer juristischen
Person betriebenen Unternehmens , einer Aktiengesellschaft oder
Genossenschaft darf nur durch einen im Handels - bezw . Ge -
nosfenschaftsregister eingetragenen Beamten oder ein darin
eingetragenes Vorstandsmitglied , die jeder andern Gesellschaft
nur durch einen ebendaselbst eingetragenen , persönlich haften¬
den Gesellschafter , dir einer Person weiblichen Geschlechts
»der einer unter Vormundschaft oder Beistandschaft stehenden
Person nur durch den im Handelsregister eingetragenen Pro -
kuristen abgegeben werden .

Art . 6 . Wer nach den vorstehenden Bestimmungen in
demselben Kaunyerbezirk mehrfach stimmberechtigt ist , darf
gleichwohl nur eine Wahlstimme abgeben und hat sich, wenn
er gleichzeitig in mehreren Wahldistrikten des Handelskammer -
Bezirks ( Art . 11 ) stimmberechtigt ist, vor Ablauf der Frist
zu Einwendungen gegen die Wählerliste za erklären , in wel¬
chem Wahldistrikte er seine Stimme abgeben will .

Art . 7 . Zum Mitgliede einer Handelskammer kann nur
gewählt werden , wer

1) das 2b . Lebensjahr zurückgelegt hat und nicht durch
strafgerichtliches Urtheil der Wählbarkeit zu öffentlichen Aem -
tern verlustig geworden ist ,

2 ) in dem Bezirk der Handelskammer wohnt ,
3 ) in einem Handels - bezw . Gcnossenschaftsregister des

Handelskammer - Bezirks entweder als Inhaber einer Firma
oder als persönlich haftender , zur Vertretung einer Handels¬
gesellschaft befugter Gesellschafter oder als Mitglied des Vor¬
standes einer Aktiengesellschaft oder Genossenschaft : '

.ugetragen
ist oder früher eingetragen war .

Erstrecke sich der Kammerbezirk über mehrere Orte , so kann
von dem Handelsministerium festgesetzt werden , daß eine be¬
stimmte Zahl von Mitgliedern aus am Sitze der Kammer
nicht Wohnhaften zu bestehen habe . Deßgleichen steht es
dem Handelsministerium auf Antrag zu , ein bestimmtes Ver -
hältniß der Zahl der Vertreter des Handels und der In¬
dustrie festzusetzcn.

Art . 8 . Mehrere Gesellschafter einer Firma oder bei
Aktiengesellschaften oder Genossenschaften mehrere Vorstands¬
mitglieder einer Aktiengesellschaft dürfen , sofern sie nicht zu¬
gleich auch als Inhaber einer eigenen Firma wählbar find ,
nicht gleichzeitig Mitglieder der nämlichen Handelskammer
sein .

Art . 9 . Diejenigen , über deren Vermögen das Konkurs¬
verfahren eröffnet ist , sind bis nach Abschluß desselben , und
Diejenigen , welche ihre Zahlungen eingestellt haben , während
der Dauer der Zahlungseinstellung weder wahlberechtigt noch
wählbar .

Wahlversahren .
Art . 10 . Die Wahl der Mitglieder geschieht durch ge¬

heime Slimmgebung und einfache Stimmenmehrheit sämmt -
licher in dem Handelskammer -Bezirke abgegebenen Stimmen .
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Loos .

Art . 11 . Jeder Handelskammer - Bezirk bildet einen Wahl¬
bezirk , welcher jedoch , wo nach den örtlichen Verhältnissen
ein Bedürfniß hierzu sich ergibt , von dem Handelsministerium
zum Zwecke der Stimmenabgabe in mehrere Wahldistrikte
eingetheilt werden kann .

Art . 12 . Weitere Bestimmungen über das Wahlverfahren
werden durch Verordnung festgesetzt.

Amtsdauer und Wechsel der Mitglieder .
Art . 13 . Die Wahl der Mitglieder der Handelskammer

gilt auf sechs Jahre ; alle drei Jahre scheidet die Hälfte aus
und wird durch Neuwahl ersetzt. Die Ausscheidenden sind
wieder wählbar . Bei dieser Neuwahl werden zugleich für
die im Laufe der letzten drei Jahre etwa sonst erledigten
Stellen neue Mitglieder auf den Rest der Amtsdauer der
Ausgcschiedenen gewählt .

Sollte innerhalb einer Wahlperiode die Mitgliederzahl auf
die Hälfte der für die Kammer beziehungsweise für eine Ab¬
theilung derselben ( Art . 18 ) festgesetzten Zahl herabsinken , so
ist unter Zugrundlegung der Listen für die letzte Wahl eine
Ergänzungswahl anzuordnen .

Am Schluffe der ersten drei Jahre nach Bildung einer
Kammer , sowie nach jeder Gesammterneuerung entscheidet das
Loos über Austritt .

Art . 14 . Mit dem nach erfolgter Wahl eintretenden Er¬
löschen einer Bedingung der Wählbarkeit erlischt die Mitglied¬
schaft .

Wird gegen ein Mitglied ein gerichtliches Strafverfahren
wegen einer mit Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte be¬
drohten strafbaren Handlung eingeleitet , so ruht die Mit¬
gliedschaft bis zu rechtskräftiger Aburtheilung . Sie erlischt
im Falle der Verurtheilung .

Mitglieder , welche dem gegenwärtigen Gesetze oder den auf
Grund desselben ergangenen Vorschriften zuwiderhandeln ,
können in schweren Fällen ihres Amtes durch das Handels¬
ministerium verlustig erklärt werden .

Geschästskreis .
Art . 15 . Die Handelskammern haben gemäß der im

Art . 1 bezeichnten allgemeinen Aufgabe insbesondere die Be¬
hörden in der Förderung des Handels und der Industrie
durch thatsächliche Mittheilungen und Erstattung von Gut¬
achten zu unterstützen , sowie alljährlich über die Lage und
den Gang des Handels und der Industrie ihres Bezirks
währmd des vorhergegangenen Jahres an das Handelsmi¬
nisterium Bericht zu erstatten . Auch können dieselben zur
Mitwirkung bei der Leitung und Beaufsichtigung von , der
Förderung des Handels und der Jnsturie dienenden öffent¬
lichen Anstalten und Einrichtungen herangezogen werden .
Aus Anordnung des Handelsministeriums haben die Han¬
delskammern zur Berathung zusammenzutreten oder Ber¬

ater zu Berathungen zu entsenden .
^ ie Handelskammern haben das Recht , Anträge und

Wünsche an die zu deren Erledigung geordneten Behörden
zu richten , und sollen , soweit thunlich , vor gesetzlicher oder
behördlicher Regelung von wichtigeren , die Interessen des
Handels und der Industrie unmittelbar betreffenden Ange¬
legenheiten mit ihrer gutächtlichen Aeußerung gehört werden .

Geschäftsgang .
Art . 16 . Die Handelskammer wählt aus ihrer Mitte je

für drei Jahre einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter
desselben. Im Falle des Ausscheidens des Vorsitzenden oder
seines Stellvertreters vor der gesetzlichen Zeit erfolgt für den
Rest dieser Zeit eine Ersatzwahl .

Art . 17 . Zu Fassung eines gütigen Beschlusses ist die
Ladung aller Mitglieder der Kammer , bezw . der Abthcilung
(Art . 18 ) und die Anwesenheit von mindestens der Hälfte
derselben erforderlich

Die Beschlüsse der Kammer werden in Ermangelung einer
anderen besonderen Bestimmung mit einfacher Stimmenmehr¬
heit gefaßt . Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme
des Vorsitzenden .

Bei den von den Handelskammern vorzunehmenden Wah¬
len ist absolute Stimmenmehrheit erforderlich .

Art . 18 . In der Handelskammer können zur Behand¬
lung der vorzugsweise den Handel oder die Industrie be¬
treffenden Angelegenheiten besondere Abtheilungen aus Ver¬
tretern dieser Jnteressenkreise gebildet werden .

Art . 19 . Den Handelskammern steht es frei , Sachver¬
ständige mit berathender Stimme zu ihren Verhandlungen
zuzuziehen , auch zur Berathung über wichtigere Angelegen¬
heiten die Wahlberechtigen zu berufen . Wird von dem Han¬
delsministerium oder von einem Fünftel sämmtlicher be¬
ziehungsweise der zur Abtheilung für Handel oder Jnstustrie
Wahlberechtigten eine Berufung der letzteren zur Berathung
über einen bestimmt bezeichnten Gegenstand oder bestimmt
zu stellenden Antrag verlangt , so muß diesem Begehren statt¬
gegeben werden . In der Geschäftsordnung jeder Kammer
ist hierüber je nach der Zahl der Wahlberechtigten , Größe
des Kammerbezirks rc . , sowie insbesondere auch darüber , ob
die Wahlberechtigten an den Sitz der Handelskammer oder
den Wahlort der einzelnen Wahldistrikte zu berufen seien ,
nähere Bestimmung zu treffen .

Art . 20 . Weitere Bestimmungen über den Geschäftsgang
werden von der Handelskammer in einer der Bestätigung
des Handelsministeriums unterliegenden Geschäftsordnung
getroffen .

Kassenw esen .
Art . 21 . Die Handelskammern beschließen über den zur

Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgabe erforderlichen Kosten¬
aufwand und ordnen vorbehaltlich der Bestimmung in Art .
24 ihr Kassen - und Rechnungswesen selbständig .

Sie nehmen die von ihnen für erforderlich erachteten Ar¬
beitskräfte an , setzen die Vergütungen für dieselben fest und
beschaffen die nöthigen Räumlichkeiten .

Art . 22 . Die Handelskammern haben alljährlich einen
Voranschlag über Einnahme und Ausgabe aufzustellen , den¬
selben öffentlich bekannt zu machen oder zur Einsichtsnahme
der Wahlberechtigten während mindestens 14 Tagen aufzu¬
legen und sodann dem Handelsministerium zur Einsichls -
nahme und Bestätigung vorzulcgen .

Die von den Handelskammern gestellten Jahresrechnungen
sind in gleicher Weise zu veröffentlichen und dem Handels¬
ministerium auf dessen Verlangen zur Abhör zu übergeben .

Art . 23 . Die Kosten der Handelskammern werden , so¬
weit deren sonstige Einnahmen nicht hinreichen , auf die
Wahlberechtigten des Kammerbezirks nach dem Verhältnisse
ihrer Ecwerbsteuer - Kapitalien umgelegt . Die Umlage wird
gegen Entrichtung der geordneten Gebühr von den staat¬
lichen Steuererhebungs - Stellen eingezogen . Bei nothwendig
fallender Beitreibung finden die Vorschriften über die Bei¬
treibung der auf dem öffentlichen Rechte beruhenden Schul¬
digkeiten an die Staatssteuer -Kassen Anwendung .

Die Beitragspflicht beginnt mit dem auf die Erwerbung
des Wahlrechts folgenden Jahre und erlischt mit dem Ende
des Jahres , in welchem das Wahlrecht verloren geht . Die
laufenden Beiträge sind in zwei gleichen Zielern , 1 . April
und 1 . Oktober , fällig , die Beiträge für die verflossene Zeit
sind alsbald in vollem Betrage zu entrichten .

Das beitragspflichtige Kapital der nicht zur Erwerbsteuer
veranlagten Wahlberechtigten wird alljährlich nach dem Um¬
fange ihres gewerblichen Geschäftsbetriebs im vorhergehenden
Jahre von der Handelskammer durch Einschätzung festge¬
stellt , für welche die Vorschriften des Ecwerbsteuer - Gesetzes
über die Bildung der Steueranschläge analog zur Anwen¬
dung kommen .

Die Beteiligten werden Seitens der Handelskammer von
dieser Einschätzung benachrichtigt . Beschwerden darüber sind
binnen zehntägiger Frist bei dem Bezirksamt am Sitze der
Handelskammer zur endgiltigen verwaltungsgerichtlichen Ent¬
scheidung durch den Bezirksrath anzubringen .

Art . 24 . Einer vorgängigen Genehmigung des Staats¬
ministeriums bedarf es , wenn die Beschaffung des Aufwan¬
des für ein Jahr einen 5 Proz . der Staats - Erwerbsteuer
übersteigenden Betrag erfordert .

Art . 25 . Im Falle der Auflösung einer auf Grund
dieses Gesetzes gebildeten Handelskammer beschließt dieselbe
mit absoluter Stimmenmehrheit und mit Vorbehalt der Ge¬
nehmigung des Handelsministeriums über die Verwendung
etwa vorhandenen Vermögens , kommt innerhalb einer von
dem Handelsministerium zu setzenden Frist ein giltiger Be¬
schluß nicht zu Stande , so trifft das letztere Bestimmung
über .die Vermögensverwendung , welche , wie auch bei einer
Verfügung durch die Handelskammer , nur zu dauernden ge¬
meinnützigen Zwecken innerhalb des seitherigen Kammerbe¬
zirks geschehen darf .

Art . 26 . Die bisher bestandenen Handelskammern werden
spätestens binnen Jahresfrist in neue , dem gegenwärtigen
Gesetze entsprechende umgebildet oder sie erlöschen . Das Han¬
delsministerium setzt den Zeitpunkt näher fest , von welchem

an diese Bestimmung im einzelnen Falle in Wirksamkeit
tritt .

Handelsgenossenschaften , welche am Sitze einer auf Grund
dieses Gesetzes zu bildenden Handelskammer bisher bestanden
haben , werden aufgelöst und geht deren Vermögen an die neue
Kammer über . Bestehen in dem Bezirke der letzteren weitere
Handelsgenossenschaften , so werden deren Mitglieder zu einer
obrigkeitlich zu leitenden Versammlung berufen , um über
ihren ferneren Fortbestand und im Falle der Auflösung über
die Verwendung des Vermögens Beschluß zu fassen . Letzteres
darf jedenfalls , wenn eS nicht an die Handelskammer über -
wiefen wird , nur dauernden gemeinnützigen Zwecken gewid¬
met werden .

Zur Giltigkeit eines Beschlusses ist die absolute Mehrheit
der Erschienenen und die Genehmigung des Handelsministe¬
riums erforderlich , welches auch die Ausführung des Be¬
schlusses überwachen läßt . Kommt ein gütiger Beschluß auch
in einer zweiten in angemessener Frist zu berufenden Ver¬
sammlung nicht zu Stande , so hat das Handelsministerium
über den Fortbestand der Genoffenschaft beziehungsweise die
der voranstehenden Bestimmung entsprechende Verwendungdes Vermögens Verfügung zu treffen .

Art . 27 . Soweit Art . 5 des Gesetzes vom 5 . . Dezember
1871 , die Einführung der deutschen Gewerbeordnung im
Großherzogthum betreffend , Bestimmungen über die Errich¬
tung von Handelskammern enthält , tritt derselbe außer
Wirksamkeit .

Art . 28 . Unsere Ministerien des Handels und der Fi¬
nanzen sind , jedes soweit es seinen Geschäftskreis betrifft ,mit dem Vollzüge dieses Gesetzes beauftragt .

Gegeben zu rc .

Der allgemeine Theil der Begründung lautet :
Mit Einführung des Gewerbegesetzes vom 20 . September

1862 , in dessen Art . 26 die Zunftverfassung und alle bis¬
her bestandenen Jnnungsrechte für aufgehoben erklärt wur¬
den , verloren die bis dahin im Gcoßherzogthum bestandenen
Handelskammern , d . i . die als solche von der Staats - Ver¬
waltungsbehörde anerkannten Vorstände von Handelsinnun¬
gen und zunftartigen Korporationen , ihre gcs tzliche Grund¬
lage . Die Fortsetzung der Wahrung der Handelsinteressen
durch ein gleichartiges ständiges Organ war fortan nur
durch die Bildung freier Genossenschaften von Seiten der
bisher durch Zwang verbundenen Interessenten und durch
die staatliche Anerkennung der Verwaltungsausschüffe der¬
selben als Handelskammern möglich , und auch der Regie¬
rung selbst mar , wo sich ein Bedürfniß zur Errichtung von
solchen Korporationen zeigte , eine weitergehende Befugniß ,als die Anregung zu freiwilligem Vorgehen der Betheiligten
zu geben , nicht eingeräumt worden ( Art . 29 des Gewerbe -
gesetzcs ) . Dieser Zustand erlitt durch die Einführung der
deutschen Gewerbeordnung keine Aenderung , indem man bei
deren Erlassung davon ausging , daß dieses Gebiet den Ein¬
zelstaaten zur gesetzlichen Regelung zu überweisen sei, und
der Art . 5 des badischen Einsührungsgesctzes vom 21 . Dez .
1871 lediglich den Art . 29 des Gewerbcgesetzes aufrecht
erhielt .

Die Interessen , deren Wahrung zweckmäßig den Handels¬
kammern überlassen wurde , sind so gewichtig , daß man we¬
nigstens in den Orten mit regerer Entwickelung von Han¬del und Industrie zur Verhütung einer Unterbrechung der
seitherigen Wirksamkeit dieser Organe sofort nach Einführung
des Gewerbegesetzes mit der Umbildung der Handelskammern
beginnen mußte , während man anderwärts damit nur lang¬
samer vorangchen konnte , so daß ^ ec Prozeß der Neugestal¬
tung bis in die jüngste Zeit noch andauerte . Es entstan¬
den allmälig Handelskammern an folgenden Orten : Baden ,
Bruchsal , Bühl , Emmendingen , Freiburg . Heidelberg , Karls¬
ruhe , Konstanz , Lahr , Mannheim , Mosbach , Offenburg ,
Pforzheim , Rastatt und Wertheim . Außerdem bestehen noch
die Handelsgenossenschaften zu Eberbach , Ettlingen , Sins¬
heim und für einige Amtsbezirke des Kreises Konstanz , zu
Stvckach , deren Vorstände nicht als Handelskammern aner¬
kannt sind , theils weil darum nicht nachgesucht wurde , theils
weil ihre Gründung erst in einer Zeit erfolgte , da die
Neuregelung auf gesetzlichem Wege schon in Aussicht genom¬
men war .

Bei ihrem Entstehen fehlte es zwar den neugebildeten
Kammern nicht an durch zahlreichen Beitritt der Betheilig¬
ten betätigter Theilnahme , allein letztere dauerte trotz viel¬
seitig entwickelter anerkennenswerter Wirksamkeit nicht überall
an , zum Mindesten hielt der neue Zugang von Mitgliedern
mit der starken Vermehrung geschäftlicher Unternehmungen ,wie sie in dem letzten Jahrzehnt stattfand , nicht gleichen
Schritt , so daß die Zahl der Genossenschaftsmitglieder fast
allenthalben nur einen geringen Bruchtheil der zum Beitritte
Berechtigten bildet , wodurch bewirkt wird , einmal , daß die
Handelskammern nicht mehr als die Vertreterinnen des ge-
sammten oder wenigstens des überwiegenden Theils des
Handelsstandes ihres Bezirkes gelten können , sodann aber
auch , daß deren vorzugsweise auf die Leistung von Mitglieder¬
beiträgen angewiesene finanzielle Lage Noth litt , während
gleichzeitig die Anforderungen an die Leistungsfähigkeit der
Kammern und damit das Bedürfniß nach Gewinnung tüch¬
tig geschulter Hilfsarbeiter sich steigerte . Das Unbefriedi¬
gende dieser Lage wird namentlich von den Kammern der
größeren Orte in vollem Umfange erkannt und daher auch
von dieser Seite schon seit Jahren nachdrücklich eine Abhilfe
dadurch angestrebt , daß der seither eingehaltene Standpunkt ,die Bildung und Erhaltung der Handelskammern dem freien
Antriebe der Interessenten zu überlassen , aufgegeben und zu
der zwangsweisen Herbeiziehung der Betheiligten eines Kam¬
merbezirks übergegaogen werde , um in Umlagen auf deren
Erwerbsteuer - Kapital für die dermalen mangelnden Mittel
eine ausreichende Quelle erschließen zu können .

Nach diesem Entwicklungsgang und einer nun mehr als
zehnjährigen Erfahrung scheint jetzt allerdings der Zeitpunkt
gekommen zu fein , nicht fernerhin mit einer neuen Ordnung



der Handelskammer zurückzuhalten , welche denselben die
Möglichkeit einer wirksameren Organisation gewährt und da¬
mit einem unbestreitbaren Bedürfnisse sowohl des Handels¬
standes nach einer tüchtigen Vertretung seiner Interessen ,
als auch der Staatsregierung nachkommt , welche einer sol-
chen für die ihr obliegende Ausgabe der Pflege der Interes¬
sen von Handel und Industrie nicht entbehren kann.

Mit seinem bisherigen Systeme steht das Großherzogthu«
vereinzelt unter den übrigen größeren Staaten des Deutschen
Reiches , welche zum Theik bereits seit einer längeren Reihe
von Jahren , theils erst in neuerer Zeit auf der oben er¬
wähnten Grundlage die Organisation der Handelskammern
im Wege der Gesetzgebung geregelt haben, so Preußen durch
das Gesetz betreffend die Handelskammern vom 24. Februar
1870 , Hessen durch Gesetz vom 17. November 1871 und
Württemberg durch solches vom 4. Juli 1874 , während in
Bayern und Sachsen die gesetzliche Ordnung weiter zu¬
rückreicht.

Bei den vielfachen Beziehungen , in welchen die Handels¬
kammern des Deutschen Reiches zu einander stehen , ist es
für sachgemäß zu erachten, daß die für sie geltenden gesetzli-
chen Bestimmungen im Allgemeinen unter einander möglichst

übereinstimmen , weßhalb auch diejenigen des vorliegendm I
Gesetzentwurfs sich nach dem Vorgänge in Württemberg und
Hessen an das preußische Gesetz anschließen.

Vermrtwortlicher Redakteur :
Heinrich G » ll in Karlsruhe .

Ein befolgenswerther Natt).
Unter den Krankheiten , welche am häufigsten in der Statistik der

Sterbefälle wiederkehren, verdient die Lungenschwindsucht als diejenige
bezeichnet zu werden , welche die Trauer am häufigsten in die Fami¬
lien einkehren läßt und auf deren Rechnung die größte Anzahl aller
Sterbefälle zu setzen ist. Bis jetzt hat die Wissenschaft noch kein
sicheres Heilmittel entdeckt , sondern sich vielmehr daraus beschränkt ,
die Leiden der Schwindsüchtigen zu erleichtern und durch sorgfältige
Behandlung ihre Existenz um einige Jahre zu verlängern . Jeder¬
mann weiß , daß man den Brustleidenden den Winterausenthalt in
einem milden Klima und so viel al» möglich in der Nähe von Tan -
nenwaldnngen empfiehlt, deren Ausdünstung eine so günstige Wirkung
auf die Lunge auSübt. Unglücklicherweise können viele Kranke ihren
Aufenthalt nicht verändern und an sie ist es, an die sich dieser Arti¬
kel in erster Linie richtet.

Zuerst in Brüssel angestellte und seither an säst allen Orten wie-
Verholte Versuche haben nachgewiesen, daß der Theer , ein harzhaltiges

Produkt der Ta »ne , aus Brust - und Lungenkranke den günstigsten Ein¬
fluß ausübr .

Hierdurch allein schon verdient tieS Produkt in hohem Grade die
Beachtung aller Kranken. Jndeß ist noch weiter hervorzuheben , daß
gerade bei Beginn der Krankheit » ids Heilmittel in Anwendung ge¬
bracht werden sollte . Die geringste Erkältung kann eine Erkrankung
der Lunge nach sich ziehe» , und er sollte daher zur größeren Sicher -
heit nicht versäumt werden , sich der Theerkur von dem Momente an
zu unterwerfen , wo man zu husten anfängt . ES ist diese BorstchtS-
waßregel um so empsehlenSwerther, als viele Brustleidende über ihren
KrankheitSzustand völlig im llnkaren find und sich «och von einer
starken Erkältung »der einem leichten Lungenkatarrh befallen glauben,
wenn bereit» die Auszehrung eiugetreten ist.

Die praktischste Art der Anwendung de- TheerS ist diejenige in
Form von Kapseln. Herr Guyot , Apotheker in Paris , stellt kleine
konische Kapseln in Pillengröße dar , welche unter einer leichten Hülle
von Gallerte eine Dost» der besten und reinsten norwegischen Theer »
enthalten und von denen zwei oder drei bei jeder Mahlzeit genommen,
in ErkältuugSfällen , bei Lungenkraukheiten , Asthma- und Schwind -
suchtSleiden eine fast augenblickliche Erleichterung herbei führen . Da
jeder Flacon 60 Kapseln enthält , so kommt die ganze Kur nicht theu-
rer als 10 bis 20 Pfennige täglich zu stehen und macht dieselbe die
Anwendung jeder Medizin in Form von Tisanen , Pastillen oder
Syrupen überflüssig.

Herr Guyot übernimmt eine Garantie nur für diejenigen Flacon »,
welche auf der Etiquette seine Unterschrift in dreifarbigem Drucke tragen .

Depot in Lsrlsrnd » bei VI ». LruUlvr srr xros .

Handel « »d Berkehr
Neuester Frankfurter Kurszettel im Hauptblatt

ltt . Se ke.
Handelsberichte

Berlin , 12 . Dez. Vetreidemarkt . ( Schlußbericht.) Wetzen per
Dez. 208.—, per April -Mai 206 .50, per Mai -Juni 207.50. Roggen
»er Dez. 140.—, Per April -Mai 141.50, per Mai -Juni 141.—. Rüböl
loco 72.30 , per Dezbr . 71.80 , per April -Mai 71.50 , per Mai -Juni
71 .50. Spiritus loco 50.—, per Dez. 49 .75, per April - Mai 52.25,
per Mai -Juni 52 .40 . Hafer Per Dez . 128 .—, per April-Mai 136.50.
Rauh .

Köln , 12. Dez. (Schlußbericht.) Weizen —, loov hiesiger 23.50,
!v« > fremder 22 .—, per März 21.80, per Mai 21 .70. Roggen cxm
hiesiger 17 .50 per März 15.25 , per Mai 15.25 . Hofer loco hiesiger
15.50 per März 15. — . Rüböl .« o 39 .40, per Mai 37 .60.

Hamburg , 12. Dez. Schlußbericht. Weizen ruhig , per Dezbr.
204 G., Per Jan .-Febr . 207 G . , per. April - Mai 210 G . Roggen per
Dezbr . 149 <8 ., per Jan .- Febr . 149 G., per April -Mai 1491/ , G.

Bremen , 12. Dez . Petroleum . ( Schlußbericht.) Standard white
loco 12 50 , Per Januar 12.65 , per Februar 12.70 , Per März
12.70 . Ruhig .

Mainz , 12 . Dez. Weizen per März 21.45. Roggen per März
15.30 . Hafer per März 15.10. Rüböl per Mai 37 .85.

Pefth , 12. Dez. Usanceweizen 10.65 bis 10.79. Weizenangebot
schwach. Roggen ruhig . Gerste fest. Hafer flau .

Weizen Qualität 72 "/,§ Kilogr . 10.35 bi» 10.45 fl. Weizen Qual .
78' /, « Kilogr. 11 .50 bis 11 .55 fl. Roggen Qual . 70—72 Kilogr.
7.40 bis 7.70 fl. Gerste Qual . 62 - 63 ' /, « Kilogr. 8 .- bis 8 .10.
Hafer Qual . 41- 43»/,« Kilogr. 6.40 bi» 6.55 fl. Mais 7 .65 bis
7 .70 fl. Banaler 6.40 bis 6 .50

f- PariS , 12. Dez. Rüböl per Dezbr . 99 .25 , per Januar / 99.50,
per Januar -April 99 .50 , per Mai - August 98 . — . Spiritus per
Dezbr . 58 .25 per Mai - August 61.50. Zucker , weißer , disp.
Nr . 3 Per Dezbr . 62 .25, per Januar 62 .50 , per Jan .-April 64 .50.
Mehl , 8 Marken , per Dezbr . 68 .25 , per Jan .-Febr . 68 .50 , per
März -April 68.75 , per März -Juni 68 .75 . Weizen per Dezbr . 32 .50,
Per Jan .- Febr . 32.25 , per März -April 32 .25, per März -Juni 32 25.
Roggen per Dezbr . 19.25 , per Jan .-Febr . 19 .50, Per März -April 20 .—,
per März -Juni 20.25.

Amsterdam , 12. Dez. Weizen auf Termine unver ., per März
316 , per Mai — . Roggen loco unver . , auf Termine niedr. , per
März 188, Per Mai 191. Rüböl loco -. 3, per Mai 43 ' /, , per Herst
41 ' /, . Raps loco —, per Mai 450 , per Herbst 423 .

Antwerpen , 12. Dez . Petroleummarkt . Schlußbericht . Stillt -
mung : Fallend . RosfinirteS , Type weiß disponibel 32 ' /, b .. 32' /,
B .. De, . 32 ' ,. b., 32 ' /, B Jan . — b., 32 ' /, B , F -br . — b .,
32 B -, Per Mjärz — b ., 31 ' /, B . Kaffee matt , geschäftSloS .

London , 12. Dez. Getreidemarkt . Schlußbericht. Fremder

Weizen stetig und kaum gefragt. Angekommenc Ladungen ruhig und
stetig . Mehl fest- Futterstoffe unverändert . Zufuhren : Weizen
55900 , Gerste 11700, Hafer 25600 O .

London , 12. Dez. (11 Uhr. ) LonsolS 95' /, «, Lombarden —,
Italiener 72" /, . , 1873er Rüsten 78 ' /,«.

London , 12. Dez . (2 Uhr.) EonsolS 95'/, , fund. Amerik. 107 '/, .
Liverpool , 12 . Dez. Baumwollenmarkt . Umsatz :

12000 Ballen . Unverändert . Auf Zeit schwach.
New - Nork , 11. Dez. (Schlußkurse.) Petroleum in New-Iork

13 ' /, , dto . in Philadelphia 13, Mehl 5,60 , Mais (old mixed ) 65,
rother Winterweizen 1,46 , Kaffee , Rio good fair 18' /, , Havanna -
Zucker 7' /, , Getreidesracht 6, Schmalz 8' /, , Speck 7' /. .

Baumwoll -Zusuhr 36000 B ., Ausfuhr nach Großbritannien 20000
B, do. nach dem Loutinent 8000 B .

WitternngSbeobachtnnge«
der meteorologischen Station SarlSrahr.

Dezbr .

„ »Thermo- Fwch -
Baro- meter tiakeitin
Meter. «, g . Proc. !

Wind. Himmel .
! Bemer ! u » g.

12 . MttgS. rUhr 755L j-t - 5 .2 79 SW . bedeckt trüb .
. Nacht« » Uhr 753 .9 !-(- 5.0 ! 84 „ „ Regen.

13 . MrgS. 7llhr 7543 -s- 5.0 i 93 ,, „ trüb .

Bürgerliche Rechtspflege .
Qeffentlichr Anfsorsernnge ».

V .79 Nr . 15,598 . Breisach . Gertrude ,
geb. Sulzer , Ehefrau de» Landwirths Ja¬
kob Nadler von KiechlinSbergen, besitzt
vorgebrachtermaßen aus da- im Jahr 1872
erfolgte Ableben ihres VaterS Sebastian
Sulzer von da folgende, auf der Gemar¬
kung KiechlinSbergen gelegene Liegenschaf¬
ten. und zwar :

1 . 1 MannShauet Acker im Pslanzerle ,
neben OberiegierungSralh Schill und
Sebastian Sulzer 'S Wittwe .

2. 1 ' /, MannShauet Reben auf dem
Okenberg, neben Leo Vogel und Lud¬
wig Bitter .

8. 1 /, MannShauet Acker im Psaffeu -
holz , neben Franz Josef Baumann
und dem Pfad .

4. 1 ' /, MannShauet Acker im Pfoffen-
holz, neben Reinhard Flesch und Karl
Kehrer .

5 . t ' /r MannShauet Acker im Buchthal ,
beiderseits Gerva » Salzer .

6. 1 MannShauet Acker aus der Liegen ,
»eben GervaS Sulzer und Leo Zwi -
gard.

7. 2 MannShauet Wald im Dornet -
schlut , neben Johann Schätzte und
Alexander Fischer.

Da sie keine ErwerbSurkunden besitzt,
verweigert LaS Vorgericht len Eintrag zum
Grundboche , weßhalb alle Diejenigen ,
welche an diese Liegenschaftenin den Grund -
und Psanddüchern nicht eingetragene , auch
sonst nicht bekannte dingliche Rechte, lehen-
rechtliche oder fideikommiffarische Ansprüche
haben, oder zu haben glauben , ausgesordert
werden, solche

binnen 2 Monaten
dahier gellend zu machen , widrigen» sie den
AufforderuogSkläzern gegenüber für erlo¬
schen erklärt würden .

Breisach, den 30. November 1877.
Großh . bad . Amtsgericht.

M ö ß n e r.
B .21 . Nr . 10,200 . Staufeu . Andrea»

Kabis er Wittwe , Theresia , geb . Schlegel,
von Thun -el besitzt auf Ableben der Josef
Schlegel Eheleute von Thuns «! und der
AnaaSchlegel von da aus dortiger Ge-
mmkung solgende Liegenschaften :

1 . 9 Ar Matten im Brand , neben Simon
Willi und Johann Gecrg Freund in
Wettelbrunn;

S. 18 Ar Matten allda , «eben Daniel
Bürgert nnd Leoedikt Baudrexler .

Wegen mangelnder ErwerbSurkunden
verweigert da» OrtSgericht deu Eintrag und
die Gewähr zum Brandboche .

S » werden deßhald alle Diejenigen , welche
an genanote Grundstücke — io den Grund -
»ud Psaurbücheru nicht eingetragene, auch
sonst nicht bekannte — dingliche Rechte,
lehenrechtliche »der fideikommiffarische An¬
sprüche zu haben glauben , ausgesordert,
solche

innerhalb 2 Monate «
dahier geltend zu wachen , widrigen» diese
Rechte der Andrea» Kabiser Wttttve von
Thunsel gegenüber für erloschen erklärt
würden .

Staufen , den 5. Dezember 1877.
Großh . bad . Amtsgericht.

Hildebrandt .
« .20 . Nr . 11,700 . Bonndorf . Rach-

de« in Sachen de» Großh . FiSka» , vertre¬
te« durch Großh . Dowäneuverwiltung da¬

hier, gegen Unbekannte, Aufforderung betr.,
aus die diesseitige Verfügung vom 5. Juli
d. I ., Nr . 6726 , bezüglich der darin bezeich-
nrten Liegenschaften keinerlei Ansprüche gel-
teod gemacht winden , so werden hiermit
alle dinglichen Rechte , lehenrechtlichenoder
fideikommiffarischen Ansprüche an diese!-
den dem Großh . DomSaeufiSkaS gegenüber
sür erloschen erklärt .

Boundorf , den 26. November 1877.
Großh . bad . Amtsgericht.

B o u l a n g e r.
Bauten .

B 94 . Nr . 16,586. Stock ach. Gegen
Bieibrauer Johann Schall von Stockach
haben wir Gant erkannt, und eS wird nun¬
mehr zum Richtigstellung- - und PorzugS-
versahren Tagkahrt imberaumt auf

Samstag den 5 . Januar 1878 ,
Vormittags 8 Uhr .

ES werden alle Diejenigen, welche au»
« aS immer für einem Grunde Ansprüche

die Äan -msjfe machen wollen , aafgefor-
sert, sLlqe in der angrsetzten Tagsahrt , bei
Vermeidung des Ausschlussesvon der Gant ,
persönlich oder durch gehörig Bevollmäch¬
tig« , schriftlich oder mündlich, anzumelden
und zugleich ihre etwaigen Vorzug» - »da
UatervfaubSrechte zu bezeichnen , sowie ibe
veweisurkunden vorzulegen oder den Lr -
« ei» durch andere Beweismittel anzutreteu .

I » derselben Tagfahrt wird ein Masse -
Pfleger und eiu Gläubigerausschuß ernannt ,
und ein Borg - oder Nachlaßvergleich ver¬
sucht werden, and er werden in Piezog ans
Borgvergleiche und Ernennung de» Maffe-
pfleger» und GläubigerauSschuffeSdi« Nicht-
erscheinende « , l» der Mehrheit der Erschie-
aeneu deitretend angesehen werden.

Die im AuSlande wohnenden Gläubiger
haben längstens bis zu jener Tagfahrt einen
dahier wohnenden Gewalthaber für deu
Empfang aller Einhändigungen zu bestellen ,
welche nach den Gesetzen der Partei selbst
geschehen sollen, widrigenfalls alle weiteren
Verfügungen und Erkenntnisse mit der glei-
chen Wirkung , wie wenn sie der Partei
eröffnet wären , nur an dem SitzungSorte
des Gericht» angeschlagen , beziehungsweise
denjenigen im AuSlande wohnenden Gläu¬
bigern , deren AnsenhaltSort bekannt ist,
dar » die Post zsgeseudrt würden.

Stockach , de» 8. Dezember 1877.
Großh . bad . Amtsgericht.

D o r a e r.
Ballweg .

V .122 . Nr . 40,179 . Freibarg . Se¬
gen Martin Wagner , Taglöhner von
Freiburg , habe » wir Gant erkannt , und e»
wird aunmrhr zum Richtigstellung» - und
VorzugSverfahrcu Tagfahrt auberaumt aus

Samstag den 29 . d ». Mt ». ,
Vormittag » ' /,10 Uhr .

E» werden alle Diejenigen, welche an»
wa» immer für einem Grunde Ansprüchean
die Gantmafle machen wollen, ausgesordert,
solche in der angesetzten Tagfahrt , bei Ver¬
meidung de» Ausschluss«» von der Gaur ,
persönlich »der dnrch gehörig Bevollmäch¬
tigte, schriftlich oder mündlich, anzumeldeo
a»o zugleich ihre etwaigen Vorzug»- «der
Unterpfand- rechte zu bezeichnen , sowie ihre
Veweisurkunden »orzulegeu oder deu Br -
wei» durch andere Beweismittel anzutreten .

In derselben Tagfahrr wird ein Waffe-
Pfleger und ein GläubigerauSschuß ernannt
und ein Borg - »der Rachlaßvergleich ver-
sucht « erde» , und «» werden in Bezug « ts
Borgvergleiche und Ernennung de» Maffr -

PslegerS and GläabtgerauSschnsseS die Nicht-
erscheinenden als der Mehrheit ver Erschie-
nenen beitretend «ngeseben werden.

Di « im AuSlande wohnenden Gläubiger
haben längstens bis zu jener Tagfahrt eine»
dahier wohnenden Gewalthaber für dev
Empfang aller Einhändigungen zu bestellen ,
welche nach den Gesetzen der Partei selbst ge¬
schehen sollen, widrigenfalls alle wetteren
Verfügungen und Erkenntnisse mit der
gleichen Wirkung , wie wenn sie der Partei
eröffnet wären , nur an dem SitzungSorte
dcS Gerichts angeschlagen , beziehungsweise
denjenigen im AuSlande wohnenden Gläu¬
bigern , deren Aufenthaltsort bekannt ist,
durch die Post zugesendet würden .

Freiburg , den 7. Dezember 1877 .
Großh . bad . Amtsgericht .

Grass .
V . 63 . A G .- Nr . 57,916 . Pforzheim .

Gegen Peter So hm , Wirlh z . Bodensee
hier , haben wir Gant erkannt und Tagfahrt
zum Richtigstellung- - und BorzugSverfah -
ren auf

Mittwoch den 9. Januar 1873 ,
Vorm . 9 Uhr ,

angeordnet .
Alle Diejenigen , welche aus wa» immer

sür einem Grunde Ansprüche an die Waffe
machen wollen, werden aufgefordert , solche
in der Tagsohrt bei Vermeidung des AuS-
schluffeS persönlich oder durch gehörig Be¬
vollmächtigte, schriftlich oder mündlich an¬
zumelden, ihre etwaigen Vorzug», und Unter-
psandSrechte genau zu bezeichnen und zu¬
gleich die BeweiSurkunden vorzulegeu oder
den Beweis mit andercu Beweismitteln an¬
zutreteu . In der Tagsahrt soll auch eia
Maffepfleger und ein GläabigerauSschuß er¬
nannt und «in Borg - und Nachlaßvergleich
versucht werden. In Bezug auf Borgver -
gleich und jene Ernennungen wird der
Nichterscheinende al» der Mehrheit der Er¬
schienenen bettretend angesehen werden.
Den Ausländern wird aufgegeben, bis dahin
einen dahier wohnenden Gewalthaber sür
den Empfang aller Einhändigungen , welche
der Partei selbst geschehen sollen , zu be¬
stellen , widrigen- alle weiteren Bersügun -
gen mit Wirkung der Eröffnung an der
GesichtStafel angeschlagen, bezw . den be¬
kannten Gläubigern durch die Post zuge¬
sendet würben .

Pforzheim , den 30 . November 1877.
Großh . bad . Amtsgericht.

Arnold .
B .9. Nr . 49,NX1 . Karlsruhe .

Die Gant gegenZimmermeister
Friedrich Linder in Lrntsch-
ueurenth .

I . Alle Diejenigen , welche die Anmeldung
ihrer Ansprüchean die Gantmaffe unterlassen
haben, werben von derselben ausgeschlossen.

II . Aus Grund von K 1080 P .O wird
die Ehefrau de» Friedrich Linder von
Leutschrieureuth , Julian », geb. Kaufmann ,
für berechiigt erklärt , ihr « erwögen von
dem ihre» Ehemannes abzosondern .

Karlsruhe , den 27. November 1877.
Großh . bad. Amtsgericht .

Nothweiler .
B .109. Nr . 58 .642. Pforzheim .

I . Lurschluß - Erkenntniß .
In der Gant gegen Adam Hilden¬

brandt von hier werden Alle , welche ihre
Ansprüche nicht vor oder in der Tagsahrt
dom Heutigen aumeldeten , von der Masse
anSgeschloffev .

II . Gemäß K 1060 P ^O. wird die « er-

wögenSabsonderung zwischen dem Gant -
mann und seiner Ehefrau , Karoliue , geb.
Eberle , hier ausgesprochen.

Pforzheim , den 4 . Dezember 1377.
Großh bad . Amtsgericht.

Arnold .
Berwögcllsabsollüernuge -'.

V .126. Nr . 6902. Livilkawmer. Frei¬
burg . Die Ehefrau des Joses Zeller
von Sölden , Maria , geb. Egle , har gegen
ihren Ehemann eine Klage aufBermögenS -
absvnderung erhoben, zu leren Verhandlung
Tagfahrt auf

Montag den 14. Januar k. I . ,
Vormittags 8' /, Uhr ,

»nberaumt ist.
Freiburg , den 23 . November 1877.

Großh . bad . Kreis - und Hosgericht .

V .97. Nr . 10,265 . Mannheim . Die
Ehefrau der Friedrich Faller , Melanie ,
geb. Weber , hier hat gegen ihren Ehemann
Klage ans BermögenSadsonderuug erhoben
und ist Tagsohrt zur mündlichen Verhand¬
lung hierüber auf

Dienstag den 15. Januar k. I . ,
Vorm . 9 Uhr ,

anberaumt .
Dies wird hiermit zur Kenntr.iß der

Gläubiger gebracht.
Mannheim , den 3 . Dezember 1877.

Großh . bad . Kreis- und Hosgericht .
Livilkawmer .

« . v. Stoesser
vr . Hick.

V .125 . Nr . 10,256 . M - nnheiw . Die
Ehefrau de- Schreiners Emil Apfel , geb.
Wild , in Mannheim hat gegen ihren ge-
nannten Ehemann Klage aus Vermögen»-
absondernng erhoben und ist Tagsahrt zur
mündlichen Verhandlung in öffentlicher Ge¬
richtssitzung aus

Dienftagdeu 15. Januar 1878,
Vormittags 9 Uhr ,

anberaumt .
Die - wird hiermit zur Kenntuiß der

Gläubiger gebracht .
Mannheim , den 3 . Dezember 1877.

Großh . bad. Kreis - nnd Hofgericht.
Livilkawmer .

K. v. S t o e s s r r.
Buch .

B .123 . Nr . 7037. Livil -Kammer III .
Freib ur Die Ehefrau de » Lhri -
ftian Friedrich Markstahler , Emma ,
geb. Boa » , von Theuingea wurde durch
Urtheil vom Heutigen sür berechtigterklärt,
ihr Vermögen von jenem ihrer Ehemannes
abzusondern ; woS hiermit zur Kennlniß
der Gläubiger Zebra 1t wird.

Freibnrg , den 30 . November 1877.
Großh . bad . Kreis- und Hosgericht.

». Rotteck .
Spiegelhalter .

B .SO. Nr . 69.028. Mannheim .
Beschluß .

Ans Antrag der Ehefrau des Gantschuld-
ners , Kaufmanns Joies Hirsch in Mona -
heim, Johanna , geb . Nistest, wird mit Hin -
ficht aus tz 1060 P O.

erkannt :
SS sei dieselbe sür berechtigtzu er-

klären , ihr Vermögen von dem ihres
Ehemannes obzusonder» .

B , R . W.
Mannheim , den 7 . Dezember 1877.

Großh . bad . Amtsgericht.
Ullrich .

Lrbvsrladsagen .
V .82. Ach er « . Georg , Theodor und

Valentin Jörger von Achern, unbekannt
wo abwesend , find zur Verlassenschaft ihrer
Mutter,der GeorgJ örg er Wittwe Monika,
geb. Bohrer in Achern mitberufen .

Dieselbewerden hiermit aufgefordert , ihre
Ansprüche an die em Nachlaß

binnen drei Monaten
von heule an , bei dem Unterzeichneten gel¬
tend zu machen , w drigerifalls die Erbschaft
Denen zugelheilt werden wird , welchen sie
zukäme , -renn die Geladenen zur Zeit de»
Erbanfalls nicht mehr am Leben gewesen
wären .

Achern , den 10. Dezember 1877.
Großh . bad Notar .

A . F u ch S .
B83 . Achern . Maria Anna Kirn

von Mörbach , zur Zeit unbekannt wo in
Amerika abwesend , ist zur Erbschaft ihre»
am 9 . Oktober 1877 zu MöSbach gestorbe¬
nen VoterS Moritz Kirn milberufev .

Dieselbe wird hiermit aasgefordert , ihre
Erbansprüche an deu väterlichen Nachlaß

binnen drei Monaten
bei dem Unterzeichneten onzumeltev , widri -
gensallS die Verlafsenschalt Denen zuge-
theilt würde, weichen sie zukäme , wenn die
Ausgesorde te zur Zeit de » ErbansallS nicht
wehr am Leben gewesen wäre.

Achern, den 10 . Dezember 1877 .
K . Oesterle , Provisor. Notar .

B .51 . Eigeltingen . Anton Win¬
ter von Espasingen , der zum Nachlaß sei-
neS dort verstorbenen Bruders Nikolaus
Winter mitberufen ist und angeblich nach
Amerika gewaudert sein soll , wird aafgefor-
dert, sich binnen

drei Monaten
zur Erbschaft anher zu melden, andernfalls
so getheilt würde , als wäre er zur Zeit de»
ErbansallS nicht meht am Leben gewesen .

Ligeltingen , den 3. Dezember 1877.
Der Großh . bad. Notar

K . Boiler .
B .81 Ueberlin gen . Wendelin P fass

von Ochsenbach , vor 24 Jahren nach Ame¬
rika anSgewaudert und seitdem vermißt , ist
unter Andern al» Erbbetheiligter an dem
Vermögen-Nachlasse der jledig verstorbenen
Maria Elisabeth» Wöhrle von hier mit-
bernsen.

Derselbe wird nun andurch ausgesordert,
seine Erbansprüche

binnen drei Monaten , ä äuto ,
bei unterfertigter TheiluogSbehörd« auzn -
melden , ansonst er von der Erbschaft an»-
geschlvssen würde.

Ueberllugrn , den 5 . Dezember 1877 .
Großh . bad. Notar .

E i er m a n n.

Holzversteigerung
im Großh . Hardtwald ans mehreren Abthei«
langen

Donnerstag den 20 . und
Freitag den 21 d. M .

146 Elchen- , 52 Forlen - Nutzholzstämme
I. , II . u. III . Klaffe.

Zusammenkunft : Am 1 . Tag am Hirsch¬
thor dahier , am 2. Tag auf der Friedrich»-
thaler Allee , am sog. alten Dorischer Weg,
jedeSmal früh 9 Uhr.

Karlsruhe , deu 11. Dezember 1877.
Graßh . BezirkSsorsteiEggeaftein.

v . « leiser . U.222 -
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